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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 60.000 Mitgliedern ver-
tritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internati-
onaler Ebene. 
 

Vorbemerkung 
 

Der Deutsche AnwaltVerein begrüßt die Initiative der EU-Kommission, durch den Frage-

bogen die Auffassung der künftigen Benutzer des Gemeinschaftspatents und der EPLA-

Gerichtsbarkeit zu ermitteln und die mit internationalen Patentgerichtsverfahren vertrau-

ten Praktiker danach zu befragen, wie das Patentwesen in Europa hinsichtlich des Ge-

meinschaftspatents, der EPLA-Gerichtsbarkeit und einer Harmonisierung gestaltet wer-

den sollte. Nach Auswertung des Fragebogens sollten auf allen drei Gebieten zügig Fort-

schritte erzielt werden. 

 

Stellungnahme 
 

Abschnitt 1: Die Fortentwicklung des Patentschutzsystems in Europa durch das Ge-

meinschaftspatent und das EPLA-Gerichtssystem sollte nicht zum Anlass genommen 

werden, das in Europa geltende materielle Patentrecht oder das Patenterteilungsverfah-

ren des Europäischen Patentamts zu ändern. Das materielle Patentrecht, wie es im Eu-

ropäischen Patentübereinkommen enthalten ist, hat sich bewährt. Das gleiche gilt für das 

Patenterteilungsverfahren des Europäischen Patentamts. Das europäische Patentsystem 

muss lediglich in der post-grant-Phase, also nach der Patenterteilung durch das Europäi-

sche Patentamt, weiter entwickelt werden 1. durch die Schaffung einer Gerichtsbarkeit 

für das Gemeinschaftspatent und für die europäischen Patente und 2. durch eine Har-

monisierung der Fragen, die sich im Bereich der Patentierungsausschlüsse (Art. 52, 53 

EPÜ), im Bereich der Neuheit (Art. 54 EPÜ) und im Bereich der erfinderischen Tätigkeit 

(Art. 56 EPÜ) im Verhältnis der nationalen Gerichte zueinander und im Verhältnis zum 

Europäischen Patentamt und beim Schutzumfang (Art. 69 EPÜ nebst Protokoll hierzu) im 

Verhältnis der nationalen Gerichte zueinander ergeben haben (s. unten zu Abschnitt 4). 

 

Abschnitt 2: Das Gerichtssystem für das Gemeinschaftspatent, wie es auf der Grundla-

ge des Vorschlags der EU-Kommission in der "Gemeinsamen Politischen Ausrichtung" 

des Rates der EU vom 03. März 2003 vorgesehen ist, entspricht in wesentlichen Teilen 

nicht den Bedürfnissen der Praxis. 
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1. Die vollständige Zentralisierung der Gerichtsbarkeit für das Gemeinschaftspatent, 

wonach schon die erste Instanz zentralisiert werden soll, widerspricht dem Subsi-

diaritätsprinzip, entfernt das erstinstanzliche Gericht von den Parteien und dem Ort 

der Patentverletzung, verhindert die Anknüpfung der Gemeinschaftspatentge-

richtsbarkeit an die erfahrenen Patentverletzungsgerichte der Mitgliedstaaten, be-

lastet die Gemeinschaft mit den Kosten der ersten Instanz und schafft für die An-

laufphase erhebliche Probleme. Der DAV spricht sich daher für eine dezentrale 

erste Instanz aus, die bei den Gerichten der Mitgliedstaaten angesiedelt werden 

sollte, die über die höchste Zahl an Patentstreitigkeiten verfügen und daher die 

größte Erfahrung besitzen. Dies eröffnet die Chance, für die EPLA-Gerichtsbarkeit 

und für die Gemeinschaftsgerichtsbarkeit die gleiche Gerichtsstruktur zu nutzen 

und damit ein Nebeneinander zweier Gerichtsbarkeiten zu vermeiden. 

 

2. Ein weiterer wesentlicher Nachteil der "Gemeinsamen Politischen Ausrichtung" ist, 

dass eine Übersetzung aller Patentansprüche in die Sprachen aller Mitgliedstaaten 

gefordert wird. Dies widerspricht den Bedürfnissen der modernen Patentrechtspra-

xis. Eine Übersetzung der Ansprüche in die anderen beiden der drei Amtssprachen 

des Europäischen Patentamtes erscheint ausreichend. Allenfalls könnte daran ge-

dacht werden, zusätzlich die unter der Kontrolle des Europäischen Patentamts je-

der Patentanmeldung beizufügende "Zusammenfassung" in die Sprachen der an-

deren Mitgliedstaaten zu übersetzen. Verbindlich sollte weiterhin allein die Fassung 

des Patents in der Sprache der ursprünglichen Anmeldung, also in einer der drei 

Amtssprachen des Europäischen Patentamts, sein. 

 

Abschnitt 3: Nicht nur für das Gemeinschaftspatent, sondern auch für die über 700.000 

bestehenden europäischen Patente sollte eine Gerichtsbarkeit vorgesehen werden. Ent-

sprechend einem "integrierten Ansatz" sollten die gleichen Gerichte und Richter sowohl 

für europäische Patente als auch für die künftigen Gemeinschaftspatente zur Verfügung 

stehen, einmal als Organe innerhalb des Europäischen Patentübereinkommens, zum 

anderen als Organe der Gemeinschaft. Nur so kann ein Nebeneinander von zwei Ge-

richtsbarkeiten vermieden werden. 

 

Für ein Gerichtssystem entsprechend der EPLA-Struktur besteht ein praktisches Bedürf-

nis. Die Gemeinschaft sollte dem Europäischen Patentübereinkommen beitreten und an 

der Schaffung des EPLA-Gerichtssystem mitwirken, um bei seiner Ausgestaltung bereits 

den Bedürfnissen der Gemeinschaftspatent-Gerichtsbarkeit Rechnung zu tragen. Schon 

mit dem Beitritt der Gemeinschaft zum Europäischen Patentübereinkommen wäre die 
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Auslegungszuständigkeit des Europäischen Gerichtshofs für Vorlagefragen nach Art. 234 

EG gegeben. 

 

Demgemäß sind die Fragen der EU-Kommission in diesem Abschnitt wie folgt zu beant-

worten:  

 

Frage 3.1: Die Vorteile einer Gerichtsbarkeit gemäß dem EPLA-System liegen auf der 

Hand: Es wird eine dezentrale erstinstanzliche Gerichtsbarkeit in der Nähe der Parteien 

und des Orts ihres Konflikts zur Verfügung gestellt, und zwar an den Orten, an denen 

bereits ausgedehnte Erfahrungen mit nationalen und internationalen Patentstreitigkeiten 

bestehen. Zusätzlich wird eine zentrale zweite Instanz geschaffen, die für Rechtseinheit 

sorgen kann. Hinzu käme die bereits erwähnte Möglichkeit von Vorlagefragen an den 

Europäischen Gerichtshof. 

 

Fragen 3.2: Das ideale Patentgerichtssystem in Europa bestünde darin, dass die Gerich-

te der Mitgliedstaaten, die sich bereits heute als hauptsächlichste Gerichtsorte für natio-

nale und internationale Patentstreitigkeiten entwickelt haben, als zentrale Eingangsge-

richte für das EPLA-System und für das Gemeinschaftspatentsystem ausgewählt wer-

den. Dann könnten die selben Richter über nationale Patente, europäische Patente und 

Gemeinschaftspatente entscheiden. Eine zentrale zweite Instanz sollte alsdann für die 

europäischen Patente und für die Gemeinschaftspatente zur Verfügung gestellt werden, 

wobei für Gemeinschaftspatente eine Rechtsbeschwerde zum Gericht erster Instanz ge-

geben werden sollte. 

 

Abschnitt 4: Das Europäische Patentübereinkommen enthält bereits abschließende Re-

geln für die Erteilung und für die Ungültigerklärung von europäischen Patenten sowie für 

den Schutzumfang europäischer Patente. Diese Regeln sind allerdings in sehr allgemei-

nen Worten gehalten. Deswegen haben sich zahlreiche Unterschiede zwischen dem Eu-

ropäischen Patentamt einerseits und nationalen Gerichten andererseits hinsichtlich der 

Unterregeln (sub rules) entwickelt, die im Bereich der Patenterteilung und im Bereich der 

Ungültigerklärung anzuwenden sind. Eine für das Europäische Patentamt einerseits und 

die nationalen Gerichte andererseits gemeinsame Auslegungsinstanz gibt es bisher 

nicht. Diese Rolle könnte künftig, nach dem Beitritt der Gemeinschaft zum Europäischen 

Patentübereinkommen, vom Europäischen Gerichtshof übernommen werden. Das glei-

che gilt für die unterschiedlichen Regeln, die die Mitgliedstaaten im Bereich des Schutz-

umfangs (Art. 69 EPÜ mit Protokoll hierzu) anwenden. 
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Eine Option besteht darin, die erforderliche Rechtsangleichung durch die für das Ge-

meinschaftspatent und die europäischen Patente zu entwickelnde Gerichtsstruktur sowie 

durch Vorlagefragen an den Europäischen Gerichtshof zu erreichen. Der Vorteil dieser 

Option wäre, dass die Vereinheitlichung fallbezogen von den in Patentstreitsachen erfah-

renen Richtern vorgenommen werden würde. Der Nachteil dieser Option ist, dass die 

Rechtsangleichung einen langen Zeitraum benötigt, weil erst "geeignete Fälle" für dies-

bezügliche Entscheidungen des Gerichtssystems und für Vorlagefragen an den Europäi-

schen Gerichtshof abgewartet werden müssen. 

 

Eine andere Option ist, dass die in Patentsachen erfahrenen Richter und die Fachleute 

des EPA für die Divergenzen zwischen dem Europäischen Patentamt und den nationalen 

Gerichten sowie zwischen den nationalen Gerichten untereinander sachgerechte Lösun-

gen entwickeln und hieraus Regeln entwickeln, denen die europäische Patentgerichts-

barkeit folgen kann. Als Umsetzungsinstrumente kommen einmal eine EU-Harmonisie- 

rungsrichtlinie in Betracht, zum anderen die Ausführungsordnung zum Europäischen Pa-

tentübereinkommen. 

 

Die praktische Relevanz der bisher aufgetretenen Divergenzen im Bereich Patentertei-

lung/Ungültigerklärung und im Bereich Schutzumfang ist erheblich. Die bestehenden Un-

terschiede sind neben der Notwendigkeit, bei internationalen Patentkonflikten Gerichts-

verfahren in mehreren Mitgliedstaaten durchführen zu müssen, der eigentliche Grund für 

die Forderung der Praxis nach einem zentralen Gerichtssystem. 

 

Dementsprechend werden die Fragen der EU-Kommission wie folgt beantwortet: 

 

Frage 4.1: Die mit der Frage angesprochenen Unterschiede bestehen im Bereich der 

Regeln  des Europäischen Patentübereinkommens über die Patentausschlüsse (Art. 52, 

53 EPÜ), über die Neuheit (Art. 54 EPÜ) und über die erfinderische Tätigkeit (Art. 56 

EPÜ). Die Unterschiede bestehen ferner im Bereich des Schutzumfangs (Art. 69 EPÜ 

und Protokoll hierzu). Es besteht bereits eine Auflistung von Unterschieden in diesen Be-

reichen, auf die Bezug genommen wird. 

 

Frage 4.2: Die Anwendung unterschiedlicher Regeln (sub rules) in den genannten Berei-

chen kann zu einem unterschiedlichen Ausgang paralleler Rechtsstreitigkeiten in ver-

schiedenen Mitgliedstaaten führen.  Die Folge davon ist, dass die patentgeschützten Gü-

ter in einigen Schutzstaaten frei vertrieben werden dürfen, in anderen nicht. 
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Frage 4.3: Mit einem Beitritt der Gemeinschaft zum Europäischen Patentübereinkommen 

wird bereits die Auslegungszuständigkeit des Europäischen Gerichtshofs für die Patent-

erteilungskriterien begründet. Es ist daher nicht erforderlich, diese Regeln zusätzlich in 

das Gemeinschaftsrecht zu überführen. Für nationale Patente gelten heute ohnehin wört-

lich die gleichen Regeln wie für europäische Patente nach dem Europäischen Patent-

übereinkommen. Die nationalen Gerichte werden Antworten des Europäischen Gerichts-

hofs auf Vorlagefragen in Bezug auf die Patentierungsvoraussetzungen nach dem Euro-

päischen Patentübereinkommen ohne weiteres auch bei Verfahren über nationale Paten-

te berücksichtigen. Die Harmonisierung sollte sich daher im Sinne von Option (2) auf die 

Divergenzen beschränken, die sich bei der Anwendung der Patentierungsvoraussetzun-

gen und der Schutzumfangsregeln ergeben haben. Für eine gegenseitige Anerkennung 

der Patenterteilung von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat besteht kein Bedürfnis, weil es dem 

Patentanmelder möglich ist, parallel zu einem nationalen Patent auch ein europäisches 

Patent zu beantragen. 

 

Frage 4.4: Eine Alternative zu einer EU-Harmonisierung im Bereich der Divergenzen bei 

den Kriterien der Patenterteilung und bei den Regeln betreffend den Schutzumfang nach 

dem Europäischen Patentübereinkommen bestünde in einer Aufnahme von Harmonisie-

rungsregeln in die Ausführungsordnung zum Europäischen Patentübereinkommen. 

 

Abschnitt 5: Der DAV nimmt zu dieser Bewertung keine Stellung, da sich die Frage an 

die Benutzer des Patentsystems richten. 
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